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Presseinformation

Frei zur Veröffentlichung: sofort 




Datum: 07.02.2011
Betreutes Wohnen:
Kooperation will Klarheit schaffen
(Rödermark) Die Kooperation aus CDU und SPD hat zur nächsten Stadtverordnetenversammlung ihre Änderunsvorschläge zur Umsetzung des Betreuten Wohnens eingereicht. Darin fordert sie ein klares Signal für den ausgewählten Standort an der Ober-Rodener Straße (ehemaliges JUZ Urberach/BA-Gelände). Mit dem Caritasverband Offenbach sollen nun Lösungen für das bereits geplante Objekt gesucht und eine intensive Zusammenarbeit organisiert werden. Diese hatte kürzlich ihr Interesse für den Standort geäußert.
„Wir wollen keine weitere Zeit mehr für eine Realisierung dieses Projektes verlieren“, begründete Michael Gensert für die CDU-Fraktion die gemeinsame Initiative der Kooperationsfraktionen. Gesprochen und geredet wurde genug. Jetzt müssen endlich klare und unmissverständliche Entscheidungen getroffen werden. 

Unterstützung erhält Gensert von SPD-Fraktionschef Lauer. „Die nun eingetretene Entwicklung und die hierzu intensiv geführten Gespräche und Diskussionen haben gezeigt, dass wir mit der Standortentscheidung richtig liegen“. Seiner Auffassung nach können daher die erzielten Ergebnisse eines intensiven Diskussionsprozesses, an dem alle Fachkundigen Organisationen und Verbände und der Seniorenbeirat beteiligt waren, nicht weiter ohne Not in Frage gestellt werden. „Die Zeit des Diskutierens ist vorbei. Die Bürger Rödermarks haben einen Anspruch zu erfahren, wie es in dieser Frage weiter geht“, sind sich Gensert und Lauer einig.

Bereits im Dezember 2010 habe die Stadtverordnetenversammlung Entscheidungen getroffen, die jedoch zunächst ein abruptes Ende durch den Widerspruch des Bürgersmeisters kurz vor Weihnachten gefunden hätten. Diese Blockade versuche man nun durch überzeugende Vorgehensweisen und intelligente Gesamtkonzeptionen aufzulösen. Daher wird der Magistrat in Ergänzung bereits getroffener Entscheidungen im Dezember aufgefordert, den Ankauf des BA-Geländes unverzüglich und ohne jede weitere Verzögerung zu vollziehen. Dieses wäre die Grundlage um überhaupt weiter agieren zu können. Der Magistrat werde überdies zur weiteren Umsetzung des am 7.12.2010 gefassten Beschlusses zum betreuten Wohnen in der Ober Rodener Straße 18-20 beauftragt, die bauplanungsrechtlichen Grundlagen für eine Realisierung des Projektes „Betreutes Wohnen“ auf dem Areal Ober-Rodener Straße 18 - 20 zu schaffen. Falls es hierzu erforderlich ist, müsse ein Bauleitverfahren eingeleitet und ein Aufstellungsbeschluss vorbereitet werden.
Nach sehr intensiven Gesprächen mit dem Caritasverband Offenbach sind CDU und SPD davon überzeugt, dass dieser der richtige Partner für eine Realisierung und einer weitergehenden und erfolgversprechenden Kooperation mit der Stadt Rödermark ist. Der Magistrat soll bis zur Sommerpause insbesondere Fragenstellungen der Übernahme von Betreuungsleistungen, die Herbeiführung von Synergieeffekten beim Betrieb der Einrichtung und der Trägerschaft, eine Beteiligung an der Einrichtung sowie deren Finanzierungsfragen mit diesen abschließend klären. Auch die Errichtung und Betrieb einer Demenzwohngruppe und deren Finanzierung, eine Tagesbetreuung für demente Mitmenschen und die Integration sowie eine intensive Zusammenarbeit mit der Caritas-Sozialstation in Rödermark sollen Gegenstand dieser Verhandlungen mit dem Caritasverband Offenbach sein.
Eine deutlich bessere Chance sehen SPD und CDU auch für Maßnahmen einer sozialen Inklusion. „Durch eine Kooperation mit dem Caritasverband Offenbach besteht ggf. die Möglichkeit spezielle Förderprogramme in Anspruch zu nehmen. Diese Chance wollen wir uns nicht entgehen lassen“, so Gensert. „Ganz wichtig ist bei der Umsetzung auch die soziale Dimension. Alle Angebote und Einrichtungen sollen auch für Bezieher kleiner und mittlerer Renten bezahlbar sein“, ergänzte SPD-Fraktionschef Lauer.

Beide Fraktionen sind sich auch darüber einig, dass der Magistrat bei seinen Gesprächen auch die Voraussetzungen für die Errichtung einer weiteren Einrichtung des Betreuten Wohnens mit dem Caritasverband Offenbach schaffen soll. Einen Bedarf dafür gebe es auf jeden Fall. Als mögliche Standorte sollen solche Areale in den Fokus rücken, bei denen städtische Grundstücke zur Verfügung gestellt werden könnten. Dazu gehören aus Sicht von CDU und SPD der Festplatz Ober-Roden, die Odenwaldstraße sowie der jetzige Standort des Altenwohnheims „Am Mühlengrund“. Beide Fraktionschefs machten jedoch keinen Hehl daraus, dass sie gerne eine weitere Einrichtung im Stadtteil Ober-Roden sehen würden. 

Gensert und Lauer erklärten abschließend, „dass sie davon überzeugt sind, ein tragfähiges Gesamtkonzept für eine Zustimmung im Parlament präsentiert zu haben“. Man halte damit auch die Zusage ein, noch vor der Kommunalwahl Entscheidungen zu treffen. Die Überlegungen des Antrages werde man auch dem Seniorenbeirat zur Stellungnahme vorlegen und damit deren gewollte Beteiligung im Gesamtprozess sicherzustellen.
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